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Satzung des
Bebauungsplanes Nr. 24                                          
Wohnbebauung „Grellenberger Straße 13-17a“ 
der Stadt Grimmen
nach § 13a BauGB
-Bebauungsplan der Innenentwicklung-
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Satzung des
Bebauungsplanes Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Straße 13-17a“
der Stadt Grimmen
Stand: März 2019
1.
Angabe der Rechtsgrundlage
1. 1.
Grundlage der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Str.13-17a“ bildete das Baugesetzbuch (BauGB) in  der Fassung der Bekanntmachung vom 03.November 2017 (BGBl. I, S. 3634).
1. 2.
Folgende weitere Gesetzestexte waren maßgeblich:
-
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 2017 (BGBl. I, S. 3786)
-
die Landesbauordnung M-V (LBauO) vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V, S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.Juli 2018  (GVOBl. M-V S. 221, 228)
-
die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, S. 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.Mai 2017 (BGBl. I, S. 1057)
-
das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) geändert
-
das Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 05.Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228)
2.
Anwendbarkeit des § 13a BauGB
2. 1.
Seitens der Stadt Grimmen wird angestrebt, die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Str.13-17a“ auf der Grundlage des § 13a BauGB aufzustellen. Der Gesetzgeber hat dieses neue Planungsinstrument der Bebauungspläne der Innenentwicklung eingeführt, um innerstädtisch gelegene, nach
§ 34 BauGB nicht ausreichend bestimmte Flächen schnell und unkompliziert einer baulichen Nutzung zugänglich zu machen. Dabei geht es nicht nur um die Wiedernutzbarmachung von ehemals bebauten Flächen, sondern gleichermaßen auch um die Nachverdichtung oder um andere Maßnahmen der Innenentwicklung. Der verwendete Begriff der „Innenentwicklung“ stammt dabei aus der im Zuge der BauGB-Novelle 2004 erweiterten Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB und wurde nunmehr als unbestimmter Rechtsbegriff in den neuen § 13a BauGB übernommen, um den Anwendungsbereich des beschleunigten Verfahrens zu kennzeichnen. Er ist dabei nicht mit den durch § 34 BauGB definierten, im Zusammenhang bebauten Ortsteilen identisch, sondern reicht darüber hinaus. 
 2. 2.
Da mit dem B-Plan Nr. 24 auf einer Fläche von ca. 6.700 qm ein Allgemeines Wohngebiet entwickelt werden soll, ist auf jeden Fall sichergestellt, dass die zu entwickelnde zulässige Grundfläche weniger als 20.000 qm (2,0 ha) beträgt. Damit kann § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB zur Anwendung gebracht werden. 

Zudem ist aufgrund der Größe des Baugebietes sowie der beabsichtigten baulichen Nutzung (Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes) sichergestellt, dass mit dem Bebauungsplan Nr. 24 keine Zulässigkeit eines Vorhabens begründet wird, dass einer Pflicht zur Durchführung einer UVP (weder nach UVPG noch nach Landesrecht) unterliegt. Dies wurde anhand folgender Kriterien geprüft:
	1.
Bau eines Feriendorfes, eines Hotelkomplexes oder einer sonstigen großen Einrichtung für die Ferien- und Fremdenbeherbergung


	Kann ausgeschlossen werden, da die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes angestrebt wird und eine entsprechende Freizeitnutzung innerhalb des zu entwickelnden Wohngebietes nicht zulässig ist.



	2.
Bau eines ganzjährig betriebenen Campingplatzes


	Kann ausgeschlossen werden, da die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes angestrebt wird und eine entsprechende Freizeitnutzung innerhalb des zu entwickelnden Wohngebietes nicht zulässig ist.



	3.
Bau eines Freizeitparks mit einer Größe des Plangebiets des aufzustellenden B-Planes von mehr als 4 ha


	Kann ausgeschlossen werden, da die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes angestrebt wird und eine entsprechende Freizeitnutzung innerhalb des zu entwickelnden Wohngebietes nicht zulässig ist.



	4.
Bau eines Parkplatzes (mit wenigstens 0,5 ha)


	Aufgrund der Größe des Plangebietes sowie der vorliegenden städtebaulichen Konzeption kann ausgeschlossen werden, dass innerhalb des Plangebietes ein entsprechend groß dimensionierter Parkplatz entwickelt wird.



	5.
Bau einer Industriezone für eine Industrieanlage mit einer zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung oder einer festgesetzten Größe der Grundfläche von insgesamt mehr als 2,0 ha


	Kann ausgeschlossen werden, da das Plangebiet weniger als 2,0 ha groß ist und die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes angestrebt wird und eine entsprechende Industriezone für Industrieanlagen in einem allgemeinen Wohngebiet nicht zulässig ist.



	6.
Bau eines Einkaufszentrums, eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes oder eines sonstigen großflächigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung


	Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes sowie der vorliegenden städtebaulichen Konzeption kann ausgeschlossen werden, dass innerhalb des Plangebietes eine entsprechend groß dimensionierte Handelseinrichtung entwickelt wird.



	7.
Bau eines Städtebauprojektes für sonstige bauliche Anlagen (zulässige Grundfläche mit wenigstens 20.000 qm)


	Kann ausgeschlossen werden, da aufgrund der Größe des Plangebietes mit 6.688 qm gesichert ist, dass die zu entwickelnde zulässige Grundfläche wenigstens 2,0 ha beträgt.




Das beschleunigte Verfahren ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) bestehen. Aufgrund der integrierten Lage, der Umgebungsbebauung sowie der beabsichtigten Wohnnutzung innerhalb des Geltungsbereiches werden seitens der Stadt Grimmen keine Anhaltspunkte dafür gesehen, dass die Schutzziele eines europäischen Schutzgebietes beeinträchtigt werden. Weder führt die Inanspruchnahme der Plangebietsfläche zu einer Beunruhigung der Fauna noch werden durch die beabsichtigte Bebauung Einflüsse auf wertbestimmende biotische bzw. abiotische Faktoren genommen, die zu einer Änderung der Habitate führen könnten.

Weiter ist das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Da die nähere Umgebung ausschließlich durch Wohngebäude und nicht störende Gewerbegebiete (Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung) geprägt ist, ist davon auszugehen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr.5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so weit wie möglich vermieden  werden.
3.
Verfahren nach § 13 BauGB
3. 1.
Die Satzung des B-Planes Nr. 24 soll nach § 13a BauGB Abs.1 Satz 1 BauGB  im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden. Bezüglich des Verfahrensablaufes bedeutet dies, dass
1.
von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden kann,
2.
der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden kann,
3.
den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden kann.
Im vorliegenden Verfahren wird die Beteiligung der Öffentlichkeit bzw. der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange auf der Grundlage des § 13 Abs. 2 Pkt. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 13 Abs. 2 Pkt. 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.
3. 2.
Im vereinfachten Verfahren kann von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen werden. § 4c BauGB ist nicht anzuwenden. 
Auch diese Möglichkeiten der Verfahrenserleichterungen sollen im Verfahren des Bebauungsplanes Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Straße 13-17a“ in Anspruch genommen werden.
4.
Bestehende Bauleitplanungen
4. 1.
Der Geltungsbereich der Satzung des Bebauungsplanes Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Str.13-17a“ liegt außerhalb des Geltungsbereiches vorhandener Satzungen. Es soll eine bislang unbeplante Fläche einer städtebaulichen Steuerung zugeführt werden.

4. 2.
Seit dem 11.10.2012 ist der Flächennutzungsplan der Stadt Grimmen für wesentliche Teile des Territoriums rechtswirksam.
4. 3.
Die Planung entspricht in weiten Teilen den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Stadt. Auf der Ebene der B-Planung soll durch geeignete Steuerinstrumente (Steuerung der baulichen Verdichtung über die Grundflächenzahl) sichergestellt werden, dass das vorhandene Entwicklungspotential nicht überschritten wird und die Struktur des Ortsbildes so erhalten bleiben.
[image: image3.png]s L | )

[Plangebiet
3 A = +

= 7@35 oct7 s
> \/s( g " 3 o
\A/\ A e E W
i =] LS e TR

y D%

e e
— L= sle]e
£33
.
— S 2
€ NG S :
ER @ CON B3 &
> \" gpr (2
% Lipe )
% e
VS VR e VRl 5





Abb. 1:
Ausschnitt aus dem F-Plan der Stadt Grimmen 
5.
Raumorderische Zielvorgaben
5. 1.
Dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern 2010 entsprechend sind die Zentralen Orte Schwerpunkte der Wohnbauflächenentwicklung. 

Grimmen ist als zentraler Ort eingestuft.
Die Wohnflächenermittlung für Grimmen basiert auf dem Bedarf der Eigenentwicklung, welcher in der Begründung zum Flächennutzungsplan der Stadt hinreichend formuliert ist. In geringem Umfang wird zudem eine Wohnflächenentwicklung über den Eigenbedarf angestrebt. Damit soll der Wohnbauflächennachfrage im Zusammenhang mit angestrebten Wanderungsgewinnen unter Beachtung des  überregional bedeutsamen Gewerbestandortes „Pommerndreieck“ auf der Ebene der Flächennutzungsplanung entsprochen werden. Gegenwärtig sind keine freien Bauplätze vorhanden. Im Flächennutzungsplan wurde für die Stadt Grimmen ein Wohnbaulandbedarf von 30 bis 50 ha ermittelt.
Es kann eingeschätzt werden, dass ca. 75 % der im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen bereits weitestgehend umgesetzt worden sind. Für noch verbleibende Entwicklungsmöglichkeiten besteht langfristiger Klärungsbedarf, welcher aus städtebaulicher und raumordnerischer Sicht trotz Planungshoheit der Stadt nicht immer beeinflusst werden kann, so dass weitere Entwicklungsmöglichkeiten erschlossen werden sollen.
5. 2.
Die Stadt ist stets bemüht, ihre Einwohnerentwicklung stabil zu halten. Junge Leute in der Stadt zu halten, hängt letztendlich auch davon ab, wie attraktiv die Stadt als Wohnstandort ist und zu welchen Konditionen das Bauland erworben werden kann. Aber auch die Stagnation der Einwohnerentwicklung schlägt sich auf die Haushaltsentwicklung nieder. Während die Nachfrage nach Wohnraum in industriell gefertigten Wohnhäusern rückläufig ist, wird sich der Bedarf zur Bildung von Wohneigentum im Einfamilienhaussektor weiter erhöhen. Weiter erhöht sich auch die Nachfrage nach attraktiven Flächen für Wohnungsneubau, insbesondere auf integrierten städtischen Standorten sowie die auch nach saniertem Wohnraum in der historischen Altstadt. 
6.
Geltungsbereich und Bestandsbeschreibung
6. 1.
Die Stadt Grimmen beabsichtigt südlich der Grellenberger Straße, östlich der Werner-Seelenbinder-Straße, im Stadtgebiet ‚Tribseeser Vorstadt‘, auf den Flurstücken 191/1, 191/12, 191/13, 191/14, 191/15, 191/18, 191/54 und 191/62 (alle teilweise) sowie 191/61, Flur 2 der Gemarkung Grimmen den Bebauungsplan Nr.24 Wohnbebauung „Grellenberger Straße 13-17a“ in Grimmen aufzustellen.
6.2.   Plangrundlage ist der Bestandsplan als Lage- und Höhenplan M 1:250, erstellt vom Vermessungsbüro  MAB Vermessung Vorpommern vom 11.04.2018 mit Eintrag der vorhandenen Gebäude und Flurstücksgrenzen (Höhenbezug DHHN 2016-NHN).
6. 3.
Um den Grundsätzen der baulichen Nachverdichtung gerecht zu werden, soll der Bebauungsplan zur Entwicklung eines Wohngebietes aufgestellt werden.

Im Einklang mit den Eigentümern der Grundstücke soll somit Baurecht für die Bebauung in zweiter Reihe geschaffen werden. Derzeitig werden die Grundstücke als Hausgärten genutzt.
Die Planung entspricht den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Stadt   Grimmen. 
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Bestandsaufnahme
Quelle: Foto Kraehmer
7.
Planungsanlass und allgemeines Planungsziel
7. 1.
Für die im Geltungsbereich des B-Planes gelegenen privaten Grundstücke besteht seitens der Grundstückseigentümer nunmehr Interesse daran, die Grundstücke einer weiteren baulichen Nutzung zuzuführen. Um die Planungsabsicht umzusetzen, ist hier ein städtebauliches Konzept entwickelt worden.
7. 2.
Durch die Stadt Grimmen wird dieses Vorhaben befürwortet, auch um dem Bedarf nach Wohnbauflächen in zentraler Lage zu entsprechen.
          Auf den ca. 1000 qm großen Hinterliegergrundstücken (Gesamtgröße ca. 0,67 ha) soll ein allgemeines  Wohngebiet entwickelt werden, welches sich städtebaulich integriert darstellt. Dies kann aus Sicht der Stadt Grimmen am gewählten Standort sehr gut gelingen, da die Umgebungsbebauung bereits weitgehend durch eine Wohnnutzung geprägt und die bauliche Verdichtung prägend ist.
7. 3.
Ziel der Planung des B-Planes Nr. 24 soll die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen zur weiteren baulichen Verdichtung auf den Flurstücken 191/1, 191/12, 191/13, 191/14, 191/15, 191/18, 191/54 und 191/62 (alle teilweise) sowie 191/61 Flur 2  sein. Mit der Aktivierung der Hinterliegergrundstücke an der Grellenberger Straße zur Werner-Seelenbinder-Straße als Baulandfläche soll die Grundlage geschaffen werden, um eine effektive Nutzung der Baulandreserve im integrierten Bereich zu ermöglichen. Dazu wird die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes angestrebt.
8. 
Einzelheiten der Planung
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB
8. 1.
Art der baulichen Nutzung [§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO]
8. 1.1.
Mit dem vorliegenden Entwurf der Satzung des B-Planes Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Str.13-17a“  in Grimmen  soll im Hinblick auf die Umgebungsbebauung ein Allgemeines Wohngebiet entwickelt werden.
8. 1.2.
Für das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet wurden in Ergänzung des Kataloges der Zulässigkeit baulicher Anlagen (§ 4 BauNVO) weiterführende, auf das Plangebiet und damit auf die besondere Situation des Quartiers abgestellte Festsetzungen getroffen. So wurde festgesetzt, dass Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig sind. Diese nunmehr ausgeschlossenen Nutzungen sind mit einem Verkehrsaufkommen verbunden, welches für das bereits bestehende Wohnquartier, welches lediglich einer baulichen Nachverdichtung unterliegen soll, abträglich ist.  
8. 1.3.
Die Stadt Grimmen hat aufgrund der geringen Größe des Plangebietes sowie der fehlenden Relevanz darauf verzichtet, gesonderte Regelungen zu Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO in den Katalog der zulässigen, ausnahmsweise zulässigen bzw. nicht zulässigen Nutzungen aufzunehmen. 
8. 2.
Maß der baulichen Nutzung [§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 ff BauNVO]
8. 2.1.
Im Hinblick auf die Kleinteiligkeit des Plangebietes (ca. 0,67 ha Wohnbaufläche) sowie auf die innerörtliche Lage des Plangebietes soll mit der vorliegenden Planung weitgehend darauf verzichtet werden, das Maß der baulichen Nutzung zu reglementieren. Angestrebt wird lediglich unter Berücksichtigung der Umgebungsbebauung festzusetzen, dass maximal Gebäude mit einem Vollgeschoß errichtet werden dürfen. Dies bedeutet nicht, dass zusätzlich ein Dachausbau unzulässig ist. Vielmehr ist dieses bei Beachtung der Vollgeschossdefinition der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern darüber hinaus ebenfalls zulässig.

Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. 
8. 2.2.
Unter dem Gesichtspunkt des schonenden Umganges mit Grund und Boden stellt die Stadt Grimmen darüber hinaus mit der Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,4, die durch Nebenanlagen mit bis zu 50 von Hundert überschritten werden kann (Regelanwendung des § 19 Abs. 4 BauNVO) sicher, dass 60 % der festzusetzenden Wohnbaufläche einer baulichen Nutzung unterworfen werden können. 
8. 3.   
Bauweise, Baugrenzen  [§ 9 (1) Nr. 2 und 3 BauGB, § 22,23 BauNVO]
8. 3.1.
Zur räumlichen Strukturierung des Gesamtplangebietes wurde mit Hilfe einer  Baugrenze eine überbaubare Grundstücksfläche ausgewiesen. Gebäude und Gebäudeteile dürfen diese nicht überschreiten. Die Baugrenze wurde dabei so angelegt, dass eine Bebaubarkeit des Plangebietes weitestgehend gesichert und diese der Eigenart der näheren Umgebung entspricht. Lediglich im Übergangsbereich zum Straßenraum bzw. zu den sich nördlich östlich und südlich anschließenden, außerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes liegenden, privaten Grundstücken wurden kleine Pufferzonen (3,0 bis 5,0 m breit) geschaffen, die von einer Bebauung mit Hochbauvorhaben freizuhalten sind, auch um ausreichende Abstände zur Bestandsbebauung zu gewährleisten.

Weiter ist die festgesetzte private Verkehrsfläche mit einer Baugrenze im Abstand von 1,0 m versehen worden. 
8. 3.2.
Die Realisierung von Nebenanlagen außerhalb der durch die Baugrenzen definierten überbaubaren Grundstücksflächen wurde nicht eingeschränkt. Dies bedeutet, dass entsprechende Nebenanlagen (z.B. Nebenanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB bzw. Nebenanlagen nach § 12 und § 14 BauNVO) außerhalb der Baugrenzen zulässig sind.
8. 3.3.
Aufgrund der angestrebten Struktur des Baugebietes soll mit dem B-Plan bestimmt werden, dass die Gebäude lediglich in offener Bauweise und damit mit seitlichem Grenzabstand errichtet werden dürfen. Damit verbunden ist zudem, dass die Gesamtlänge der jeweiligen Gebäude nicht mehr als 50 m betragen darf. Regelungen, dass lediglich Einzel-, Doppel- oder gar Kettenhäuser zulässig sind, bedarf es nicht. Die Nachfrage nach Doppel- oder gar Reihenhäusern auch im innerstädtischen Bereich ist extrem gering. Hier ziehen die Bauherren aufgrund der moderaten Baulandkosten die Errichtung von Einfamilienhäusern vor.  Sollte im Plangebiet dennoch ein Doppelhaus oder ein Reihenhaus entstehen, ergeben sich hieraus keine städtebaulichen Missstände.
8. 4.
Verkehrsflächen [§ 9 (1) Nr. 11 BauGB]
8. 4.1.
Das Plangebiet ist an der Grellenberger Straße und an der Werner-Seelenbinder-Straße gelegen. 
8. 4.2.
Im Zusammenhang mit der Umsetzung des Planvorhabens, der baulichen Nachverdichtung der im hinteren Teil von Wohnbaugrundstücken gelegenen Freifläche ist eine Ausweitung des öffentlichen Verkehrsraumes über den vorhandenen Bestand hinaus durch die Stadt Grimmen nicht geplant.
Dies bedeutet, dass im Zusammenhang mit der Entwicklung der rückwärtigen Grundstücksteile eine private Verkehrsfläche dargestellt wird, welches die ausreichende Zugänglichkeit der zu entwickelnden Baugrundstücke gewährleisten muss. 
8. 4.3.
Dazu ist im Planwerk südlich eine 4,5 m breite Trasse ausgewiesen worden, welche im Bereich der verkehrlichen Anbindung an die Werner-Seelenbinder-Straße entsprechend aufgeweitet worden ist, um die gute Erreichbarkeit des Plangebietes zu gewährleisten. Dieser Verkehrsraum soll ausschließlich dem privaten Anliegerverkehr dienen. Herstellung, Verkehrssicherung und Unterhaltung dieser Verkehrsfläche obliegt nicht der Stadt Grimmen, sondern den jeweiligen Grundstückseigentümern.
8.4.4. Auf die Festsetzung einer Wendemöglichkeit am östlichen Ende der Verkehrsfläche    
kann verzichtet werden. In Auswertung eines Gespräches mit dem Fachgebiet Brand-  und Katastrophenschutz des Landkreises Vorpommern-Rügen und der freiwilligen Feuerwehr der Stadt Grimmen am 21.08.2018 wurde einvernehmlich festgelegt, dass bei einer festgesetzten Verkehrsfläche in einer Breite von 4,50 m und einer entsprechenden Belastungsklasse der Rettungsweg für die Feuerwehr gewährleistet ist. Auf die Festlegungen des § 5 LBauO MV kann aus Sicht des Fachgebietes Brand-und Katastrophenschutz und der Wehrleitung der freiwilligen Feuerwehr verzichtet werden, da sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes nicht erforderlich sind.
8.4.5. Die zwingende Einhaltung der Breite der Verkehrsfläche und die nicht zulässige             
          Unterschreitung dieser Breite sind als Festsetzung in das Planwerk aufgenommen 
          worden.  Ebenfalls wurde festgesetzt, dass die Verkehrsfläche mit einem frostsicheren        
          Aufbau in einer Höhe von mindestens 55 cm auszubauen ist.   
Hinweise im Planwerk
8. 5.
Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 1,0 m in 1,3 m Höhe gemessen, sind gemäß § 18 Naturschutzausführungsgesetz M-V geschützt.

Nachrichtliche Übernahme
8.6.
Das Plangebiet liegt im Anlagenschutzbereich einer militärischen Richtfunkanlage.
8.7.
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß 5 11 DSchG M-V die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.
9.
Art der Flächennutzung und deren Flächengrößen
9. 1.
Mit dem B-Plan Nr. 24 Wohnbebauung „Grellenberger Straße 13 bis 17a“ wird eine 6.688 qm große, innerörtlich gelegene Fläche überplant. Planungsziel der Stadt Grimmen ist, im Bereich des Plangebietes die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die bauliche Nachverdichtung eines bestehenden Wohnquartiers zu schaffen. 
9. 2.
Neben den Flächen des Allgemeinen Wohngebietes soll auch eine Verkehrsfläche dargestellt werden. 
9. 3.
Insgesamt ergibt sich folgende Bilanz für die Planung
Gesamtplangebiet
6.688 qm
davon
-
Verkehrsfläche (privat)
416 qm 
-
Allgemeines Wohngebiet
6.272 qm
9. 4.
Gleichzeitig mit der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes wird mit der Festsetzung der Grundflächenzahl die maximale Bebaubarkeit dieser Flächen geregelt. Im Falle der anstehenden Planung bedeutet dies, dass bei einer Größe der Baugebietsfläche von 6.272 qm

-
überbaubar (GRZ 0,4 + 50/100)
  3.763 qm
-
nicht überbaubar                                               2.509 qm
sind.
10.   
Betrachtung der geplanten Wohngebietsausweisung im Hinblick auf den Eingriff in die Natur und die Landschaft
10. 1.
Schutzgebiete
Das Plangebiet ist außerhalb geschützter Gebiete (Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet, Naturpark) gelegen. Aus diesem Grunde braucht diesbezüglich eine gesonderte Auseinandersetzung nicht erfolgen. 
10. 2.
Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild
          Eine Bilanzierung des Eingriffs ist entbehrlich. In diesem Zusammenhang wird auf
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB verwiesen. Hier wird ausgeführt, dass Eingriffe, die       aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des
§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. Dieser Vorbehalt gilt für einen Bebauungsplan nach § 13a BauGB, wenn in ihm eine zulässig Grundfläche von weniger als 20.000 qm festgesetzt worden ist. Da dies bei der vorliegenden Planung der Fall ist, bedarf die Planung keiner gesonderten Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen.
10.3.
Artenschutz
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist mit Datum vom 13.09.2018 durch das Gutachterbüro Martin Bauer mit Sitz in 23 936 Grevesmühlen, Theodor-Körner-Str.21  ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag für das Plangebiet erstellt worden. Im Ergebnis des Gutachtens wurde eingeschätzt, dass kein artenschutzrechtlicher Verbotsbestand bei Beachtung der Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen besteht. 
Dieser Hinweis wurde als textliche Festsetzung im Teil B der Planzeichnung Pkt.5.1 vermerkt.

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt.
11.
Betrachtung der geplanten Wohngebietsausweisung im Hinblick auf den Lärmschutz  
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist mit Datum vom 02.11.2018 durch das Büro für ingenieurgeophysikalische Messungen GmbH mit Sitz in 17 498 Weitenhagen, Hauptstraße 27 die schalltechnische Beurteilung zum Bebauungsplan erstellt worden. Im Ergebnis des Gutachtens wurde festgestellt, dass für die Umsetzung der Planung keine Festsetzungen bezüglich des Immissionsschutzes getroffen werden müssen. 
Die Schallprognose ist als Anlage 2 der Begründung beigefügt.
12.
Ver- und Entsorgung
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Belange hatten die Versorgungsträger die Möglichkeit, sich hinsichtlich ihres Anlagenbestandes bzw. sich hinsichtlich der Sicherung der Erschließung zu äußern. Planungsrelevante Hinweise sollen an dieser Stelle in die Begründung zum Planwerk aufgenommen werden.
12. 1.
Trinkwasserversorgung
Seitens des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grimmen wird darauf hingewiesen, dass eine Anschlussmöglichkeit in der Werner-Seelenbinder-gegeben ist.
12.2.
Schmutzwasserversorgung
Seitens des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grimmen wird darauf hingewiesen, dass eine Anschlussmöglichkeit in der Werner-Seelenbinder-Straße gegeben ist. Es besteht die Annahme, dass eine Druckentwässerung notwendig werden könnte.
12.3.
Regenentwässerung

Seitens des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grimmen wird darauf hingewiesen, dass eine Anschlussmöglichkeit in der Werner-Seelenbinder-Straße gegeben ist. 
12.4.
Löschwasserversorgung
Seitens des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grimmen wird darauf hingewiesen, dass die Löschwasserversorgung (nur Grundschutz) nur über vorhandene Hydranten sichergestellt werden kann.
12.5.
Gasversorgung
Seitens der Stadtwerke Greifswald GmbH wird darauf hingewiesen, dass in den Randgebieten des Plangebietes sich in Betrieb befindliche Gas-Rohrleitungsbestände im Niederdruckbereich befinden.
Die Gasversorgung für die betreffende Wohnbebauung ist relativ unproblematisch. Die An-und Einbindungsmöglichkeiten an den bereits in der Nähe befindlichen Gasanlagenbestand, der sich außerhalb der Bebauungsplangrenze befindet, müssen möglich sein. 

12.6. Müllentsorgung
Für die Müllentsorgung der Grundstücke ist es angedacht, vorhandene Müllsammelbehälter im öffentlichen Raum am Tag der Abfuhr aufzustellen. Einer gesonderten Fläche dafür bedarf es aufgrund der geringen Plangebietsgröße (maximal 6 Häuser) nicht.
Grimmen, 29.03.2019
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